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Hinweis:

- Das Plangebiet befindet sich innerhalb des  Geltungsbereiches des Betriebs-

planes "Folgen des Grundwasserwiederanstieges der Tagebaue Golpa-Nord/Groebern"

und  hinaus in einem wasserrechtlichen Untersuchungsgebiet. Flurnahe Grund-

 sind im Planbereich nicht  Im Umring des wasserrecht-

lichen Untersuchungsgebietes gibt es Bereiche, in denen sich prognostisch flurnahe

 zwischen 0 und 2 m unter  einstellen werden.

Bei vorgesehenen Bauvorhaben ist die Grundwassersituation in diesen Bereichen durch

den Bauherren eingehender zu untersuchen.

Textliche Festsetzungen (BauGB, BauNVO)

1. Die gem.  4 (3) BauNVO innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA ausnahmsweise

2. Das gem.  4 (1) BauNVO in den Allgemeinen Wohngebieten WA  Wohnen wird

a) Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 wird gem.  1 (9) BauNVO die allgemein 

b) Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind gem.  1 (9) BauNVO als bauliche Nutzungen nur

der Nutzung des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 zugeordnete Nebenanlagen gem.

3. Die Mischgebiete MI sowie gem.

In den Mischgebieten MI sind die allgemein  Nutzungen gem.  5 (2) Nr. 7

4. Das gem.  6 BauNVO in den Mischgebieten MI  Wohnen wird gem.  1 (5)

Im Mischgebiet MI 5 wird gem.  1 (5) BauNVO die Wohnnutzung als  ausge-

schlossen.

5. Die gem.  6 (3) BauNVO innerhalb der Mischgebiete MI ausnahmsweise 

6. Nebenanlagen gem.  14 (1) BauNVO und  und Garagen gem.  12 BauNVO

sind in dem festgesetzten Mischgebiet MI 4

(3) Nr. 1 und 2 BauNVO.

7. Im Bereich der den   zugewandten  des

Mischgebietes MI 4 sind im Bereich zwischen  und angrenzender 

licher  die Errichtung von   und Garagen gem.

8. Offene  sind gem.  9 (1) Nr. 20 BauGB nur mit 

 zum Anpflanzen von   und sonstigen Bepflanzungen sowie

9. Zur Anbindung des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 an die  ist

entlang der   ein   zu ent-

wickeln. Vorhandene vitale standortheimische  sind zu erhalten, standortfremde

und invasive Arten sind zu entfernen und durch Neupflanzungen  Artenliste zu

ersetzen. 

10.Standortfremde  und Koniferen innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete

WA 1 und  WA 2

Anpflanzungen in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 und Mischgebieten MI 4

und MI 5 sind vorzugsweise mit standortgerechten  und  

Artenliste    sind traditionelle, regionale Obstsorten zu

Die zu pflanzenden und zu erhaltenden  sind in ihrer  zu erhalten und zu

Hinweise:

Die Bepflanzungen sind zeitnah,  in der Pflanzperiode nach Fertigstellung der

Nach Neuanlage sind die Bepflanzungen durch  Entwicklungspflege zu 

  sind durch gleichartige zu ersetzen. Erforderliche Schnitt- und Pflege-

Artenliste

Acer campestre Feld-Ahorn Cornus mas Hartriegel

Carpinus betulus Hainbuche Corylus avellana Haselnuss

Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn Crataegus monogyna 

Malus sylvestris Holzapfel Prunus padus Traubenkirsche

Populus nigra Schwarz-Pappel Prunus spinosa Schlehe

Pyrus pyraster Wildbirne Ribes rubrum Rote Johannis-

Quercus robur Stiel-Eiche beere

Salix alba Silber-Weide Rosa canina Hunds-Rose

Tilia cordata Winter-Linde Salix fragilis Bruch-Weide

Tilia platyphyllos Sommer-Linde Virburnum opulus

Ulmus minor Feld-Ulme Schneeball

Ulmus laevis Flatter-Ulme

Bei der Pflanzung von  und kleinkronigen Arten sind mind. 3 x verpflanzte

 (balliert) mit Stammumfang von 14 - 16 cm (gemessen in 1 m  zu

verwenden. Bei  Arten sind mind. 3 x verpflanzte  mit Stamm-

Bei der Pflanzung von  sind 2 x verpflanzte  mit mindestens 4 Trieben

(vorzugsweise balliert) bzw. entsprechende Heckenpflanzen in  ab 60 - 80 cm

STADT KEMBERG, ORTSTEIL RADIS
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Rechtsgrundlagen der Bebauungsplanung

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt

- Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt  durch Artikel
2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. I S. 1509), in Kraft seit 30.07.2011

- Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz-WHG) in der Fassung von
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt  durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15.11.2014
(BGBl. I S. 1724)

- Wassergesetz  das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBI. LSA 2011, S. 492),

SATZUNG DER STADT KEMBERG  DEN BEBAUUNGSPLAN DER INNENENT-

Aufgrund des  10 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom

23.09.2004 (BGBI. S. 2414), in der zur Zeit  Fassung, wird nach Beschlussfassung durch den Stadtrat

der Stadt Kemberg vom 04.05.2015, folgende Satzung  den Bebauungsplan der Innenentwicklung

 - 1.  OT Radis,  das Gebiet des Geltungsbereichs, bestehend aus der Plan-

zeichnung (Teil A) sowie den nebenstehenden textlichen Festsetzungen (Teil B) erlassen:

Teil A

-

-

Teil B 

- Textliche Festsetzungen

- Rechtsgrundlagen

Verfahrensvermerke

1. Aufgestellt aufgrund des Beschlusses zur Aufstellung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung

Die  Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck im Kemberger "Stadt-

Land-Bote" Nr. 01/14, am 29.01.2014 erfolgt.

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von:

Humperdinckstr. 16

            . . . . . . . . . . . . . . . . .

                        Planverfasser

3. Der Stadtrat der Stadt Kemberg hat am 07.04.2014 dem Entwurf des Bebauungsplanes der Innenent-

wicklung  - 1.  gem. 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB mit  zugestimmt

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

4. Der Entwurf des Bebauungsplanes der Innenentwicklung  - 1.  bestehend aus

der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie die  hierzu, hat in

der Zeit vom 05.05.2014 bis zum 06.06.2014  der Dienstzeiten gem.  3 (2) BauGB 

ausgelegen.

Die  Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen  der Auslegungsfrist von Jeder-

mann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden  am 30.04.2014 im Kemberger

"Stadt-Land-Bote"

Die  Nachbargemeinden und sonstigen   Belange sind mit Schreiben vom

30.04.2014 von der  Auslegung unterrichtet und  4 (2) BauGB zur Abgabe einer Stellung-

nahme aufgefordert worden.

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

5. Der Stadtrat der Stadt Kemberg hat die vorgebrachten Anregungen gem.  3 (2) BauGB der 

sowie die Stellungnahmen der  Nachbargemeinden und sonstigen  

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

6. Der Entwurf des Bebauungsplanes der Innenentwicklung  - 1.  bestehend aus

der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B), wurde am 04.05.2015 vom Stadtrat

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

7. Die Bebauungsplansatzung, beschlossen durch den Stadtrat der Stadt Kemberg am 04.05.2015, beste-

hend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

8. Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer  der Dienststunden von Jedermann eingesehen werden

kann und  den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist am 24.06.2015 im Kemberger "Stadt-Land-Bote"

Nr. 06/15 gem.  10 (3) BauGB  bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist ein

Die Satzung ist am 24.06.2015 in Kraft getreten.

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

9. Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung "Anger-

 i. d. F. der 1.  sind  der  oder die Verletzung von Verfahrens- oder

Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden.

Stadt Kemberg, den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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1. ALLGEMEINES/ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG 
 

Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung 
"Angerstraße" im Ortsteil Radis basiert auf der Grundlage der von der Stadt 
Kemberg in der Sitzung am 01.04.2010 als Satzung beschlossenen und am 
28.04.2010 bekannt gemachten Bebauungsplansatzung und besitzt als we-
sentlichen Gegenstand die Revitalisierung der innerörtlichen Situation im Be-
reich eines Altgewerbestandortes. Die Zielstellung, diesen Gewerbestandort in 
das dörfliche Gefüge zu integrieren und einen positiven Beitrag zum wirt-
schaftlichen Strukturwandel im ländlichen Raum zu leisten, wird weiterhin ver-
folgt, so dass im weit überwiegenden Bereich des Bebauungsplanes Konsens 
im Hinblick auf die bauplanungsrechtlichen Regelungen zur städtebaulichen 
Entwicklung besteht. 
 

Im Rahmen der 1. Änderung wird nunmehr für einen Teilbereich, welcher bis-
lang durch die Festsetzung einer privaten Grünfläche geprägt war, eine 
Wohnnutzung ermöglicht. Dies ist das Ergebnis von Recherchen der Stadt 
Kemberg im Hinblick auf die Ausschöpfung weiterer Innenentwicklungspoten-
ziale im Ortsteil Radis als Ausdruck einer im Gesamtkontext gewollten, partiell 
geänderten Bodennutzung, ohne dass die weiteren städtebaulichen Entwick-
lungsziele hierdurch beeinträchtigt würden. Somit ergibt sich hieraus eine Kor-
rektur im Festsetzungsumfang in der Form, dass eine bislang als Grünfläche 
festgesetzter Grundstücksteil zu einer Baufläche in Form eines Allgemeinen 
Wohngebietes, im Sinne vorhandener Nachbarschaften in diesem Bereich, 
fortentwickelt wird. Darüber hinaus erfolgt auf einer Teilfläche nördlich der 
Bahnhofstraße eine Umwidmung von Dorfgebiet zu Mischgebiet entspre-
chend der zwischenzeitlich hier geänderten Einschätzung der Stadt Kemberg 
zu den siedlungsfunktionalen Nutzungspotenzialen. 
 

Damit strebt die Stadt Kemberg die Weiterentwicklung ihrer Bebauungspla-
nung an, unter Berücksichtigung neu hinzugekommener Nachfragesituatio-
nen und gibt sich für den vorliegenden Teilbereich des Bebauungsplanes eine 
zeitaktuelle und auf den gegenwärtigen Rechtsgrundlagen basierende Plan-
fassung. Dabei ist, wie v. g., die 1. Änderung des Bebauungsplanes integrati-
ver Bestandteil des Gesamtbebauungsplanes. Es werden Festsetzungen im 
Rahmen der vor Ort tatsächlich ausnutzbaren Situation getroffen. 
 

Das vorliegende Planverfahren basiert auf der Grundlage der Entscheidung 
des Stadtrates der Stadt Kemberg im Sinne des Aufstellungsbeschlusses vom 
25.06.2012, durch welchen das vorliegende Plangebiet mit Blick auf den Ur-
sprungsbebauungsplan einer 1. Änderung unterzogen werden soll. 
 

Durch die gegenwärtig rechtskräftigen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
"Angerstraße" ist dessen Vollzug, mit Blick auf die anteilig gewünschte Grund-
stücksnutzung, im Plangeltungsbereich unzulässig. Die Planung orientiert sich 
somit in ihren Entwicklungszielen auf die Innenentwicklung im Ortsteil Radis 
und an den entsprechenden raumordnerischen Anforderungen der Ansied-
lungsnachfrage und den hier zur Verfügung stehenden siedlungsräumlichen 
Potenzialen. 
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2. LAGE/RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
 
2.1 Lage im Ortsteil 
 
Das Plangebiet befindet sich angrenzend an die Nordwestecke und den süd-
lichen Verlauf der Geltungsbereichsgrenze, des rechtskräftigen Bebauungs-
planes der Innenentwicklung "Angerstraße". 
 
2.2 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Die Größe des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes be-
trägt 0,66 ha. Das vorliegende Plangebiet wird an der Nordwestecke des Be-
bauungsplanes begrenzt: 
 
- im Norden durch den Friedhofsweg, Flurstück 81/1, Flur 9, Gemarkung 

Radis; 

- im Osten durch Teile des Flurstücks 5, Flur 16, Gemarkung Radis zwischen 
Friedhofsweg und Angerstraße verlaufend, 

- im Süden durch das Flurstück der Angerstraße 51/6, Flur 16, Gemarkung 
Radis und 

- im Westen durch die Flurstücke 4 und 61/2, Flur 16, Gemarkung Radis. 
 
Das vorliegende Plangebiet wird entlang der südlichen Geltungsbereichs-
grenze begrenzt: 
 
- im Norden durch die hier weiter verlaufenden Flurstücke 14/2, 15/1 und 

15/3, Flur 16, Gemarkung Radis, 

- im Osten durch Teile des Flurstücks 16/1 sowie das Flurstück 16/4, Flur 16, 
Gemarkung Radis, 

- im Süden durch das Flurstück 50 (Bahnhofstraße), Flur 16, Gemarkung 
Radis und 

- im Westen durch das Flurstück 12/1, Flur 16, Gemarkung Radis. 
 
Unmittelbar angrenzende Bebauungspläne an das Plangebiet existieren 
nicht. Die genaue Abgrenzung beider Plangeltungsbereiche ist auf der Plan-
zeichnung zu ersehen. 
 
 
3. ÜBERGEORDNETE UND SONSTIGE PLANUNGEN, PLANUNGSRECHTLICHE 

SITUATION 
 
Radis liegt gemäß dem Regionalen Entwicklungsplan Anhalt-Bitterfeld-
Wittenberg (REP A-B-W), in Kraft getreten am 24.12.2006 zwischen dem 
Grundzentrum Gräfenhainichen und dem Grundzentrum Kemberg. Der Orts-
teil wird direkt von der Bundesstraße B 100 gequert und ist über diese überre-
gional verkehrlich erschlossen. Gemäß der Verordnung über den Landesent-
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wicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt 2010 (LEP 2010) vom 11.03.2011 
(GVBl. LSA Nr. 06/2011, S. 160) verfügt der Ortsteil Radis über keinen zentralört-
lichen Status. Sowohl LEP als auch REP A-B-W betonen die Notwendigkeit der 
Förderung siedlungsstruktureller Entwicklungsschwerpunkte. Die Eigenentwick-
lung innerhalb der Ortsteile ist sicher zu stellen. Dieses Ziel ist Gegenstand der 
vorliegenden 1. Änderung. 
 
Zur Lage des Plangebietes, respektive der Ortslage in Vorrang- oder Vorbe-
haltsgebieten wird auf die Ausführungen des Flächennutzungsplanes verwie-
sen (in Kraft getreten am 26.01.2005). Ergänzend hierzu besteht die zu berück-
sichtigende Festlegung des Vorbehaltsgebietes für Tourismus und Erholung 
Dübener Heide (LEP 2010, Ziff. 3.5.2, REP A-B-W Ziff. 5.5.2) und das durch Be-
schluss der Landesregierung vom 20.04.1999 vorliegende Regionale Teilent-
wicklungsprogramm für den Planungsraum Gräfenhainichen (MBl. LSA Nr. 
23/1999 v. 30.06.1999), welches insbesondere die Ziele zur Sanierung der 
ehemaligen Braunkohletagebaubereiche und zur Gestaltung der Berg-
baufolgelandschaften ausweist. Der Planungsraum umfasst auch den Ortsteil 
Radis. 
 
Radis ist auf die Entwicklungsziele Wohnen, örtliches Handwerk, Gewerbe und 
Landwirtschaft, unter dem Aspekt der Eigenentwicklung ausgerichtet. Der vor-
liegende Bebauungsplan zielt ab auf eine Teilfläche im inneren Ortsbereich im 
Sinne der Wiedernutzbarmachung für das Wohnen entlang des Friedhofswe-
ges und eine bereits bebaute Teilfläche, auf welcher mischgebietstypische 
Nutzungen fernerhin fortentwickelt werden sollen. Beeinträchtigungen der v. 
g. raumordnerischen Entwicklungsziele durch die vorliegende Planung kann 
die Stadt Kemberg für ihren Ortsteil nicht erkennen. 
 
3.1 Planungsrechtliche Situation 
 
Die im Regelfall im § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB vorgeschriebene Entwicklung des 
Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan kann auf dem Hoheitsge-
biet der ehemals selbstständigen Gemeinde Radis nicht vollständig zur An-
wendung kommen. Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Radis ist durch 
Bekanntmachung im Amtsblatt am 26.01.2005 wirksam geworden und wurde 
nach Rechtskraft des Bebauungsplanes der Innenentwicklung "Angerstraße" 
Radis in seinen abweichenden Darstellungen gemäß § 13a (2) Nr. 2 BauGB 
berichtigt. Resultierend stellt der Flächennutzungsplan im nördlichen Ände-
rungsbereich vorliegender 1. Änderung des Bebauungsplanes Grünflächen 
dar. 
 
Auf Grund der eingangs benannten planungsrechtlichen Rahmenbedingun-
gen stellt die Stadt Kemberg für ihren Ortsteil Radis die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes der Innenentwicklung "Angerstraße" ebenfalls als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2114), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748) auf. Im Detail handelt es sich bei vor-
liegender 1. Änderung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung um einen 
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Bebauungsplan gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB. Er wird gemäß § 13a 
Abs. 2 ff. im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Da es sich hier, wie beim 
Ursprungsbebauungsplan, um einen Bebauungsplan für die Wiedernutzbar-
machung von Innenbereichsflächen mit einer Gesamtgrundfläche von weni-
ger als 20.000 m² handelt, werden die Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 
2 Nr. 1 BauGB auch im Rahmen vorliegender Änderung bei Berücksichtigung 
der Kumulationsregelungen des BauGB (§ 13a (1) Nr. 1 BauGB) noch erfüllt. 
Somit ist die Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 2 ff. 
BauGB auch für das vorliegende Planverfahren möglich.  
 
Damit gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 
und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Insbesondere wird hier von der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB und dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB ab-
gesehen. Darauf wurde die Öffentlichkeit im Rahmen der Bekanntmachung 
des Aufstellungsbeschlusses hingewiesen. Im vorliegenden Fall der 1. Ände-
rung sind es verfahrensbedingte Zeit- und Kostenersparnisgründe sowohl für 
die Stadt Kemberg selbst als auch den im nördlichen Teilbereich grundstücks-
entwickelnden Investor. Somit kommt durch die Anwendung des Verfahrens 
gemäß § 13a BauGB auch die investorenfreundliche Haltung der Stadt Kem-
berg zum Ausdruck, das durchaus berechtigte Interesse des Vorhabenträgers 
an einem zügigen Abschluss des Planverfahrens zu begünstigen. Eine geord-
nete städtebauliche Entwicklung in diesem Teil des Bebauungsplanes bleibt 
gewahrt. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung (erneut) 
angepasst (§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB). 
 
3.2 Planungsalternativen 
 
Auf Grund der integrierten städtebaulichen Lage des Änderungsbereiches 
der 1. Änderung zum Bebauungsplan der Innenentwicklung "Angerstraße" 
und der im Grunde konsensualen Sicht der entwicklungstragenden Eigentü-
mer, einschließlich der Stadt Kemberg, im Hinblick auf das Entwicklungsziel im 
vorliegenden Plangeltungsbereich, stellen sich Planungsalternativen im vorlie-
genden Fall nicht. 
 
 
4. PLANUNGSKONZEPT 
 
Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes orientiert zunächst auf 
Kontinuität im Rahmen der bestehenden Wohnbebauung entlang des Fried-
hofsweges im Ortsteil Radis. Durch die Änderung berücksichtigt der Bebau-
ungsplan hier zeitaktuelle Erfordernisse im Hinblick auf am Markt platzierbare 
Wohnformen im maßstäblichen Anschluss an die bestehende Wohnbebau-
ung. 
 
Das im Rahmen der 1. Änderung festgesetzte Allgemeine Wohngebiet befin-
det sich auf Flurstücken in Privateigentum. Der außerhalb des Plangeltungsbe-
reiches vorgelagerte Friedhofsweg ist eine öffentlich gewidmete Verkehrsflä-
che im Eigentum der Stadt Kemberg. Der für die Festsetzungen des Allgemei-
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nen Wohngebietes in Frage kommende Bereich stellt sich in seiner Abgren-
zung dergestalt dar, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen auf die hier 
zu etablierende schützenswerte Wohnnutzung zu besorgen sind. Dies wurde 
für den vorliegenden Festsetzungskontext, ausgehend vom schalltechnischen 
Gutachten des Ursprungsbebauungsplanes, gutachterlich überprüft. 
 
Die Geschlossenheit des Straßenzuges Friedhofsweg wird durch eine ergän-
zende Bebauung weiter gestärkt. Die Verkehrserschließung soll grundstücks-
bezogen, wie bei den weiteren Grundstücken auch, vom Friedhofsweg aus 
erfolgen. Von hier sind die entsprechenden Grundstückszufahrten anzulegen. 
In Abhängigkeit von den zukünftigen Nutzungen werden Abstellmöglichkeiten 
für PKW auf bzw. im Zusammenhang mit dem festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebiet zu schaffen sein. 
 
Der Planungsgegenstand des Grünzuges des Ursprungsbebauungsplanes wird 
durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht in Frage gestellt, sondern 
lediglich in seiner Dimensionierung nördlich der Angerstraße bzw. südlich des 
Friedhofsweges um ein festgesetztes Maß reduziert. 
 
Die im Rahmen der 1. Änderung festgesetzten Mischgebiete entlang der 
Bahnhofstraße stellen sich in dieser Weise nutzungsstrukturbezogen dar. Sie 
besitzen im Hinblick auf die heutige wie zukünftige Grundstücksnutzung stärker 
das Potenzial, sich im Hinblick auf das Wohnen und das Wohnen nicht stören-
des Gewerbe zu entwickeln. Daher geht die Stadt Kemberg davon aus, dass 
dorfgebietstypische Nutzungsarten sich erst westlich des Änderungsbereiches 
grundstücksbezogen anschließen werden. Somit erfolgt im Rahmen der 
1. Änderung eine Klarstellung im Hinblick auf die zu erwartenden Entwick-
lungsoptionen entlang der Bahnhofstraße. 
 
Auch wenn die durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes "Angerstraße" 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung vorbereiteten Eingriffe in den Natur-
haushalt und das Landschaftsbild vergleichsweise gering sind und bei Bebau-
ungsplänen der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB die Eingriffsregelung 
nach § 18 BbgNatSchG nicht zur Anwendung kommt, hält es die Stadt Kem-
berg dennoch für sinnvoll, aus ökologischen und insbesondere städtebauli-
chen Gründen ein Mindestmaß grünordnerischer Maßnahmen im Übergang 
zu den angelagerten Nutzungsarten, hier dem Grünzug, sicher zu stellen. Da-
mit sind diese Festsetzungen primär ortsgestalterisch und damit städtebaulich 
begründet. Das Maß der Anpflanzungen wird damit hauptsächlich an der 
städtebaulich gewünschten Gliederung für das Bebauungsplangebiet be-
messen. 
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5. BEGRÜNDUNG DER WESENTLICHEN FESTSETZUNGEN 
 
5.1 Planungsgegenstände 
 
bisheriger Planungsgegenstand des 
Ursprungsbebauungsplanes 
 

geänderter Planungsgegenstand 

 
Planzeichnung 
 

 

Dorfgebiete MD 1 (anteilig) und MD 2 Mischgebiete MI 4 und MI 5 
 

GRZ MD 1 – 0,5 GRZ MI 4 – 0,4 
 

Grünflächen "privat" mit Zweckbe-
stimmung "Siedlungsgrünverbindung" 

Allgemeine Wohngebiete WA 1 und 
WA 2 mit GRZ 0,4 bzw. 0,2 
 

Textliche Festsetzungen  
 

 

Ziffer 12 Entfall, im Hinblick auf MI 5 - Ände-
rung angepasst 
 

Ziffern 14, 16, 18 unverändert übernommen 
 

Ziffern 11, 13, 23 Beibehaltung für die nicht von der 1. 
Änderung berührten Teile des Ur-
sprungsbebauungsplanes 
 

 neue textliche Festsetzungen 
 

 Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung zu allgemeinen und aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen 
sowie Nebenanlagen, Stellplätze und 
Garagen 
 

 Hinweis zu externen Flächenzuord-
nungen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen 

 
Der Festsetzungsumfang der 1. Änderung des Bebauungsplanes der Innen-
entwicklung "Angerstraße" soll dem kurzfristigen Wohnbedarf marktangepasst 
und nachfragegerecht Rechnung tragen. Für eine städtebaulich sinnvolle 
Entwicklung wurden die adäquaten Festsetzungen in positiver Fortentwicklung 
angrenzender Umgebungsbebauungen getroffen. Beeinträchtigungen an-
grenzender Nutzungen werden durch die geänderten Festsetzungsinhalte 
nicht gesehen. 
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5.2 Festsetzungsgegenstände 
 
5.2.1 Baugebiete 
 
- Allgemeine Wohngebiete (WA 1, WA 2) 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB werden aus den Darstellungen von Grünflä-
chen im Flächennutzungsplan i. d. F. der 1. Änderung für den vorliegenden 
Bebauungsplan abweichend Festsetzungen für Allgemeine Wohngebiete 
(WA) entwickelt. Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB im Zuge der Berichtigung angepasst. 
 
Die Flächen im Änderungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes wer-
den als Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Die Festsetzung des Bebau-
ungsplanes zur Art der baulichen Nutzung entspricht damit der beabsichtig-
ten Nutzungsmischung von Wohnen und nichtstörendem Gewerbe (im weite-
ren Plangebiet des Bebauungsplanes). Theoretisch können sich auch die wei-
teren, gemäß Baunutzungsverordnung allgemein zulässigen Nutzungen All-
gemeiner Wohngebiete in den vorliegenden Plangeltungsbereich integrieren. 
Jedoch ist zum gegenwärtigen Stand bei der Stadt Kemberg lediglich die 
Wohnnutzung im Plangeltungsbereich der 1. Änderung nachgefragt. 
 
Die festgesetzte Grundflächenzahl ist mit Blick auf die Prägung der Umge-
bungsbebauung ausreichend bemessen und hinsichtlich einer nicht gewoll-
ten, zu hohen baulichen Dichte im vorliegenden Bebauungsplan, als Höchst-
maß definiert. Die Überschreitungsmöglichkeiten des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauN-
VO kommen hier nicht zum Tragen. 
 
Auf Grund der Gesamtkonzeption des Ursprungsbebauungsplanes als soge-
nannter einfacher Bebauungsplan, verzichtet die Stadt Kemberg auch vorlie-
gend auf weitergehende Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und 
zur Bauweise, da hier entsprechend den Regelungen des § 34 Abs. 1 BauGB 
eine hinreichend ableitbare, geordnete städtebauliche Entwicklung unter-
stellt werden kann. Gleichzeitig bedeutet dies Flexibilität im Hinblick auf künf-
tige Ansiedlungen durch die Vermeidung über Gebühr restriktiver Vorgaben 
in diesem Kontext. 
 
Aus Gründen des Immissionsschutzes und nicht vorhandener, adäquater Er-
schließungsvoraussetzungen, wird im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 die 
ständige Wohnnutzung ausgeschlossen. Ebenso werden die gemäß § 4 Abs. 3 
BauNVO innerhalb Allgemeiner Wohngebiete ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen ausgeschlossen, da die integrierte Siedlungslage der vorliegend fest-
gesetzten Allgemeinen Wohngebiete die hier genannten baulichen Nutzun-
gen nicht zweckmäßig integrierbar erscheinen lassen. Angebote für die als 
ausnahmsweise genannten zulässigen Nutzungen gibt es im weiteren Ortsbe-
reich von Radis mit tendenziell hier vorzuziehenden Entwicklungsrahmenbe-
dingungen bzw. zusätzlicher räumlicher Flexibilität. 
 



Stadt Kemberg, Ortsteil Radis 
1. Änderung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung "Angerstraße" 

 

Bekanntmachung  24.06.2015 10 

Durch die Gliederungen im Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes, 
im Hinblick auf die festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete, bleibt die 
Zweckbestimmung erhalten. Konflikte mit angrenzenden Nachbarschaften 
können nicht erkannt werden und die ortstypische Struktur der im straßenna-
hen Bereich angrenzenden Wohnnutzung wird gestärkt. 
 
Eine rückwärtige Wohnbebauung von Wohngrundstücken stellt sich nicht orts-
typisch dar und ist somit kein von der Stadt Kemberg angestrebtes städtebau-
liches Entwicklungsziel. Im Gegensatz dazu ist allerdings in rückwärtigen 
Grundstücksbereichen durchaus die Anordnung von Garagen, Stellplätzen 
und Nebenanlagen vertreten, welche im vorliegenden Änderungsbereich im 
Rahmen des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 2 ausreichend 
Platz erhalten. Mit den vorliegenden Änderungen bleibt das Bebauungsplan-
gebiet im Geltungsbereich der 1. Änderung, mit Blick auf den Gesamtbebau-
ungsplan, in seiner Struktur maßstäblich erhalten. Eine unzuträgliche bauliche 
Verdichtung wird nicht zugelassen. 
 
- Mischgebiete (MI 4, MI 5) 
 
Teilflächen im vorliegenden Änderungsbereich werden abweichend von den 
bisherigen Festsetzungen für Dorfgebiete (MD) als Mischgebiete (MI) festge-
setzt. Die Einflüsse landwirtschaftlicher Nutzungen auf bzw. in diesem Teil von 
Radis sind hier allenfalls noch marginal wahrnehmbar. Die Festsetzung des 
Bebauungsplanes zur Art der baulichen Nutzung entspricht somit in Kontinuität 
der vorhandenen Nutzungsmischung von Wohnen und nichtstörendem Ge-
werbe, welche sich von Osten her im Bereich der Bahnhofstraße ebenfalls 
vorhanden zeigt und von Süden her über den Mittelweg zum Änderungsbe-
reich aufschließt. 
 
Die festgesetzte Grundflächenzahl ist unter Berücksichtigung von Erweite-
rungsmöglichkeiten vorhandener Gebäude, aber auch perspektivischen Um- 
und Neunutzungen mit entsprechender Ergänzungsbebauung ausreichend 
bemessen und mit Blick auf eine nicht gewollte, zu hohe bauliche Dichte im 
vorliegenden Bebauungsplan als Höchstmaß definiert. Die hieraus resultieren-
den, für ein Allgemeines Wohngebiet adäquaten Festsetzungsgegenstände 
zum Maß der baulichen Nutzung, werden von der Stadt Kemberg im sied-
lungsstrukturellen Kontext als ausreichend für eine bestimmungsgemäße 
Grundstücksnutzung erachtet, die Überschreitungsmöglichkeiten den § 19 
Abs. 4 Satz 2 BauNVO kommen hier nicht zum Tragen. Auch hier verzichtet die 
Stadt Kemberg auf weitergehende Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung, da, wie im Ursprungsbebauungsplan bereits ausgeführt, entspre-
chend den Regelungen des § 34 Abs. 1 BauGB eine hinreichend ableitbare 
geordnete städtebauliche Entwicklung unterstellt werden kann. Gleichzeitig 
bedeutet dies Flexibilität im Hinblick auf zukünftige Nutzungen durch Vermei-
dung über Gebühr restriktiver Vorgaben in diesem Kontext. 
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Ebenso wie im östlich benachbarten Mischgebiet MI 2 wird im vorliegenden 
Mischgebiet MI 5 die ständige Wohnnutzung in den rückwärtigen Bereichen 
ausgeschlossen. Ausschlaggebend hierfür sind siedlungsstrukturelle Gründe in 
der Form, dass traditionell entlang der Bahnhofstraße im straßennahen Be-
reich Wohnnutzung in den entsprechenden Gebäuden stattfindet.  
 
Die Regelungstatbestände, welche über textliche Festsetzungen Eingang in 
den Ursprungsbebauungsplan gefunden haben, werden im Hinblick auf Ne-
benanlagen, Stellplätze und Garagen unverändert übernommen. Gleiches 
gilt für die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im Kontext der Mischgebiete, 
welche sich im vorliegenden Planungskontext der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes unverändert ausgeschlossen zeigen. 
 
Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet Grenzeinrichtungen vorhan-
den sind, welche ggf. durch zukünftige Bautätigkeit zerstört werden können. 
Nach § 5 und § 22 des Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes Sachsen-
Anhalt (VermGeoG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.2004 
(GVBl. LSA S. 716), handelt derjenige ordnungswidrig, der unbefugt Grenzmar-
ken einbringt, verändert oder beseitigt. Insofern hat der für die Baumaßnah-
men verantwortliche Träger ggf. dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Ar-
beiten zur Sicherung bzw. Wiederherstellung der Grenzmarken durch eine 
nach § 1 des o. a. Gesetzes befugte Stelle durchgeführt werden. 
 
Für die im Änderungskontext des Bebauungsplanes festgesetzten Baugebiete 
gelten folgende Ausführungen: 
 
- Sind im Rahmen der Errichtung von Gebäuden Wasserhaltungsmaßnah-

men notwendig, ist dafür eine wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 8 ff. 
WHG (Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 
2585, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15.11.2014, BGBl. 
I S. 1724) erforderlich. Die Erlaubnis ist rechtzeitig, mindestens 4 Wochen 
vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen. 

- Nach § 9 Abs. 3 des Denkmalschutzgesetzes für Sachsen-Anhalt (Denk-
mSchG LSA, GVBI. LSA Nr. 33/1991 vom 28.10.1991, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.12.2005, GVBl. LSA S. 769) sind Be-
funde mit den Merkmalen eines Kulturdenkmales bis zum Ablauf einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen. Eine wissenschaftliche 
Dokumentation durch Beauftragte des zuständigen Landesamtes für ar-
chäologische Denkmalpflege Sachsen-Anhalt ist gemäß § 14 Abs. 9 
DenkmSchG LSA durch den Planungsträger abzusichern. 

- Die Anschlussbedingungen von Vorhaben an die öffentliche Abwasser-
kanalisation sind mit dem zuständigen Ver- und Entsorgungsträger durch 
die jeweiligen Bauherren zu regeln. 

- Bezüglich der Deklaration, Analytik und Verwertung von mineralischen 
Abfällen, die bei Baumaßnahmen anfallen, wird auf die Technischen Re-
geln der LAGA, Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minera-
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lischen Reststoffen/Abfällen, Merkblatt 20, Teil II (Verwertung von Bo-
denmaterial), Teil III (Probennahme und Analytik) sowie Anlage 3 
(gleichwertige Bauweisen und Abdichtungssysteme) in den abfall- und 
bodenschutzrechtlichen Vollzug hingewiesen. Weiterhin ist Teil I (Allge-
meiner Teil) in der Fassung des LAGA-Merkblattes 20 vom 06.11.2003 zu 
vollziehen. Die Bewertung von Bauschutt erfolgt entsprechend der Fas-
sung des LAGA-Merkblattes 20 vom 06.11.1997. 

 
5.3 Umweltbelange, Landschaftspflege und Grünordnung 
 
Gemäß § 13a BauGB ist für Bebauungspläne der Innenentwicklung eine Um-
weltprüfung nicht erforderlich, sofern die festgesetzte Grundfläche weniger 
als 20.000 m² beträgt. Die Eingriffsregelung nach § 21 BNatSchG ist nicht an-
zuwenden. Für einen Bebauungsplan der Innenentwicklung ist ein gesonder-
tes Monitoring nicht erforderlich. Trotzdem hält die Stadt Kemberg es für ihren 
Ortsteil Radis für erforderlich, aus ökologischen und insbesondere auch städ-
tebaulichen Gründen ein Mindestmaß an Durchgrünung für das Baugebiet 
sicherzustellen und vorhandene Grünstrukturen mit in die Neuplanung einzu-
beziehen. Da davon ausgegangen werden kann, dass im Laufe des Planvoll-
zuges - zumindest wenn der nördliche Teilbereich der 1. Änderung bebaut 
wird - auch Gehölze betroffen sein werden, ist hier die Baumschutzsatzung der 
Stadt Kemberg zu beachten. Darüber hinaus sind die einschlägigen Bestim-
mungen der umweltbezogenen Bundes- und Landesgesetze sowie EU-
Richtlinien zu berücksichtigen.  
 
Im Planungsprozess war in Bezug auf den Gehölzbestand u. a. die Beurteilung 
nach dem Landeswaldgesetz diesbezüglich Gegenstand der Diskussion und 
wurde in der planerischen Abwägung durch die Stadt Kemberg umfangreich 
gewürdigt (vgl. Kap. "Auswirkungen der Planung" und Tabelle zur Abwägung 
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB nach Verfahrensdurchführung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB zum Entwurf des Bebauungsplan Nr. 1 "Angerstraße", 1. Änderung). Im 
Ergebnis soll für die zu erwartenden Gehölzverluste im Plangebiet die flä-
chenadäquate externe Kompensation im "Stadtwald" auf dem Flurstück Nr. 
9/1, Flur 20, Gemarkung Kemberg erfolgen. 
 
Für das Plangebiet sind im Rahmen übergeordneter Fachplanungen keine 
besonderen Ziele formuliert worden. FFH-Gebiete oder andere Schutzgebiete 
von europäischem oder nationalem Rang sind weder im Plangebiet noch der 
Umgebung vorhanden, so dass auf eine Voruntersuchung diesbezüglich ver-
zichtet werden kann. 
 
Bestand – aktueller Umweltzustand 
 
Der nördliche Bereich der 1. Änderung umfasst Teile des ehemaligen Lama-
torwerkes - hier westlich an die große Halle anschließende Freiflächen, nach 
Süden reicht die Änderungsfläche bis an das Flurstück der ursprünglichen An-
gerstraße. Der südliche Bereich der 1. Änderung umfasst die zwischen Werks-
gelände und Nordseite der Bahnhofsstraße befindliche Bebauung. Die Um-
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gebung des Plangebietes wird von den ehemaligen Lamatorproduktionsstät-
ten, Einzelgebäuden und Gehöften und dazu gehörigen Gärten und Freiflä-
chen geprägt. Heute dominieren Wohnnutzungen, im Umfeld sind auch klei-
nere Gewerbe sowie Dienstleistungseinrichtungen vorhanden. Im weiteren 
Verlauf nach Südosten trifft die Angerstraße auf die namensgebende Freiflä-
che, die als öffentliche Grünfläche fungiert. Die als ICE-Strecke ausgebaute 
Bahnlinie Leipzig-Berlin befindet sich in etwa 75 - 100 m Entfernung. 
 
Mit Ausnahme der (wieder genutzten) großen Halle ist das Betriebsgelände 
seit längerem fast ungenutzt. Das Lamator-Gelände geht nach Westen in ei-
nen ruinösen Restbestand an Schuppen und kleineren Bauten im Umfeld des 
ehemaligen Heizhauses über, der schon längere Zeit brachliegt und zuneh-
mend von ruderalem Bewuchs besiedelt wird. Auf den infolge der Nutzungs-
aufgabe entstandenen Freiflächen haben sich Brombeergestrüpp und Japa-
nischer Knöterich stark ausgebreitet. Die ursprüngliche Baumbepflanzung be-
stand nach Auskunft von Nachbarn aus ca. 15 Kiefern im Nordwesten und 
Ahorn vornehmlich an der dortigen Grundstücksgrenze, weiter nach Süden 
entlang der Grundstücksgrenze treten auch in geringer Zahl Linde, Hasel und 
Eschenahorn sowie Eiche auf. Der meiste heutige Bewuchs ist aber durch An-
flug entstanden, als Sukzessionsgehölze sind in erster Linie Birke, Pappel und 
Robinie zu finden. Bemerkenswerte Großbäume sind mit der geschnittenen 
Allee an der Bahnhofsstraße an der Südgrenze des südlichen Bereiches der 1. 
Änderung vorhanden. Sie werden von der 1. Änderung nicht berührt. Die 
Hausgärten weisen die dorftypische kleinteilige Mischung aus Zier- und Nutz-
flächen auf, wertvolle Gehölzbestände sind dort nicht zu verzeichnen. 
 
Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der Umweltgüter ist von einer für ehemalige 
Industrie- und Gewerbestandorte typischen Überprägung und starken Beein-
trächtigung auszugehen. Besonders erhebliche Vorbelastungen sind auf den 
von der Produktion genutzten Flächen zu erwarten. Der natürliche Boden ist 
hier vollständig und dauerhaft verändert, westlich der großen Halle ist der Bo-
den mit Fundamentresten, eingebrachtem Bauschutt, Abbruchmaterial und 
anderen Einbringungen durchsetzt.  
 
Landschaftsentwicklung 
 
Das Plangebiet befindet sich im Nordwesten der Ortslage Radis, östlich der 
Bahnlinie und gehört zum Landschaftsraum der Dübener Heide. Es wird im 
Westen und Süden von der Muldeaue, im Norden und Osten von der Elbaue 
begrenzt. Die Dübener Heide geht im Nordwesten in die Oranienbaumer Hei-
de und im Nordosten in die Kiefernheide bei Bergwitz über, die beide zum re-
gionalen Biotopverbund beitragen. Der Radiser Wald nördlich der Ortslage 
soll als lokaler Baustein im landesweiten ökologischen Verbundsystem entwi-
ckelt werden. 
 
Heide bedeutet waldreiches Land, was bis ins 19. Jahrhundert – bis zum Be-
ginn des Braunkohletagebaus – auch der Fall war. Im 19. Jahrhundert begann 
die intensivere forstwirtschaftliche Nutzung (Wirtschaftswälder). Der Holz- und 
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Wasserreichtum und das Vorhandensein von Mineralien (Raseneisenerz) führ-
te dann zur Einrichtung von Pechhütten, wassergetriebenen Sägewerken, 
Köhlereien und kleinen Hüttenbetrieben, bis mit dem Abbau der tertiären 
Braunkohleflöze die tiefgreifende und großräumige Umgestaltung ganzer 
Landschaften begann. 
 
Radis befindet sich in der Tagebauregion Gräfenhainichen, wo der Braunkoh-
leabbau z. B. mit dem Bergwitzsee (geflutetes Tagebau-Restloch) und den 
Hochkippen (z. B. in der Kiefernheide) in der näheren Umgebung von Radis 
deutliche Zeichen hinterlassen hat.  
 
Arten und Lebensgemeinschaften 
 
Als potenzielle natürliche Vegetation der sandigeren Standorte im überwie-
genden Teil der Dübener Heide gelten Traubeneichen-Hainbuchenwälder, je 
nach Nährstoffgehalt als Wachtelweizen- oder Knäuelgras-Ausbildung, bei 
Staunässeeinfluss und Ausbildung von Fahlerden können sich Stieleichen-
Hainbuchenwälder entwickeln. Die Dübener Heide war ursprünglich von sol-
chen ausgedehnten Waldgebieten bestockt, als Folge der intensiveren forstli-
chen Nutzung sind jedoch nunmehr hauptsächlich Kiefernwälder in Monokul-
tur zu finden. Lokale Tieflehmvorkommen mit Tendenz zur Bildung von 
Braunstaugley – die für die Ortslage Radis und nordöstlich davon durch die 
mittelmaßstäbige Kartierung für die Landwirtschaft (MMK) belegt sind - wären 
potenzielle Standorte für Stieleichen-Hainbuchenwälder. 
 
Im Siedlungsbereich sind die Standortverhältnisse durch Nutzung und Boden-
veränderungen mehr oder weniger stark überprägt und teilweise irreversibel 
verändert. 
 
Als faunistischer Lebensraum ist das Plangebiet in erster Linie für siedlungsge-
wöhnte, weniger störungsempfindliche Arten geeignet, die auch in der nähe-
ren Umgebung überall vorhanden sein können bzw. sind. Angaben zu schüt-
zenswerten/streng geschützten Arten liegen nicht vor. Im Verfahren zur Auf-
stellung des Ursprungsplanes sind diesbezüglich auch keine Informationen 
eingegangen. Geschützte Biotope nach § 22 NatSchG LSA sind nicht vorhan-
den, das Plangebiet wird nicht von Schutzgebieten tangiert. 
 
Geologie und Boden 
 
Die Zuordnung im Bodenatlas gibt die Bodenlandschaft 4.3.11: Sander, sandi-
ge Platten und Endmoränen (Altmoränenlandschaft) der Dübener Heide an. 
Sie wird bestimmt von Schmelzwasser- und Moränensand, überlagert von 
durchschnittlich 3-5 dm Geschiebedecksand oder Lößsanden. Bei Lehmsan-
den bilden sich Braun- und Fahlerden, bei sandiger Ausbildung unter Wald 
Braunerde-Podsol und unter Acker Rosterden (Podsol-Braunerden); bei 
Staunässeeinfluss kommt es zur Vergleyung. Die mittelmaßstäbige Kartierung 
für die Landwirtschaft (MMK) verzeichnet von Gräfenhainichen bis nördlich 
von Radis ein Gebiet der Standortgruppe D5b3 – Tieflehm-Braunstaugley. Für 
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die Umgebung sind sandige, sickerwasserbestimmte Standorteigenschaften 
vorherrschend. 
 
Die Bodenbeschaffenheit im Geltungsbereich selbst stellt sich durchgängig als 
dauerhaft verändert und stark überprägt dar. Wegen der Tendenz zur 
Staunässe und dem lehmigen, bindigem Material ist davon auszugehen, dass 
sich Schadstoffe im Boden anreichern können und entsprechendes Gefähr-
dungspotenzial besteht bzw. für die Vergangenheit Verunreinigungen nicht 
ausgeschlossen werden können. 
 
Wasser 
 
Ursprünglich gab es im Westen der Dübener Heide zahlreiche verschiedene 
Grundwasserleiter. Zwischengelagerte Tone, Schluffe und Kohleflöze im Deck-
gebirge trennten als Grundwasserstauer die GW-führenden Schichten. Als 
Folge des Braunkohletagebaus sind die tertiären und quartären Schichten fast 
vollständig abgebaut bzw. durch die Sümpfungsmaßnahmen entwässert. Die 
daraus resultierende Absenkung des Grundwasserspiegels reichte i. d. R. weit 
über die Abbaufelder hinaus. 
 
Die fast vollständige Versiegelung der Böden im ehemaligen Werksgelände 
führte zur Unterbindung der natürlichen Bodenwasserhaushaltsfunktionen, 
Versickerungsmöglichkeiten für anfallendes Niederschlags- und Oberflä-
chenwasser sind jedoch im Bereich der aufgelassenen westlichen Flächen 
eingeschränkt (aktuell ausreichend) noch gegeben. Natürliche Gewässer sind 
im Plangebiet nicht vorhanden.  
 
Klima/Luft/Lärm 
 
Die Dübener Heide wirkt als Klimascheide zwischen dem subkontinental be-
einflussten mitteldeutsch-brandenburgischen Trockengebiet nördlich einer 
Linie Gräfenhainichen-Wittenberg und dem westlichen Ausläufer der pseu-
domaritimen Lausitz1. In der Dübener Heide bewirken die ausgedehnten Wäl-
der eine gewisse Klimamäßigung, die Durchschnittstemperaturen liegen – 
ähnlich wie im Fläming – im Mittel um 1°C unter denen der Umgebung bei 8,0-
8,5 °C für die Jahresmitteltemperatur. Die mittlere Lufttemperatur beträgt für 
Juli 17,6 bis18,0 °C, für Januar –1,0 bis - 0,6 °C. Dem Trend der Erwärmung fol-
gend nahm laut der seit 1951 gemessenen Werte die durchschnittliche Anzahl 
der Frosttage von 90 auf 86 ab (Station Wittenberg). 
 
Die Leewirkung des Harzes kommt bezüglich der Niederschlagsmengen in der 
Region kaum noch zur Geltung. In der zentralen Dübener Heide werden mit 
600 mm Jahresniederschlag ähnliche Größenordnungen wie im Hochfläming 
erreicht. Die Niederschlagsmenge im Elbtal ist mit 520-570 mm geringer, eben-
so im Tal der Mulde westlich der Dübener Heide. 
 

                                            
1 Landschaftsplan der Gemeinde Rotta, S. 31, Stand: Oktober 2006 
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Bedingt durch die bereits bestehende bauliche Nutzung der gesamten Um-
gebung und die gewerblich-industrielle Brachfläche ist das Plangebiet dem 
Siedlungsbereich zuzuordnen. Es ist von einer klimatischen Vorbelastung durch 
den teilweise hohen Versiegelungsgrad und die Nutzung, aber wegen der nur 
lockeren Bebauung der Umgebung und geländebedingt von ausreichende 
Durchlüftungsverhältnissen – i. S. d. freien Durchströmbarkeit und des Luftab-
flusses – auszugehen, so dass ein Klimaausgleich für die Flächen möglich ist. 
 
Vorbelastungen durch stoffliche Emissionen und Geräusche sind für das Plan-
gebiet neben den ansässigen Betrieben durch den Verkehr der umliegenden 
Straßen und durch die Bahntrasse vorhanden. 
 
Landschaftsbild 
 
Freie, offene oder besonders charakteristische Landschaft ist im Plangebiet 
aufgrund seiner Nutzung und räumlichen Lage nicht mehr vorhanden. Derzeit 
geht von den benachbart der beiden Bereiche der 1. Änderung befindlichen 
Bauten und den verwildernden Freiflächen im nördlichen Bereich eine nega-
tive ästhetische Wirkung aus. Von der Bahnhofstraße aus kann das Gelände 
wegen des Gehölzbestandes kaum eingesehen werden. 
 
Kultur- und Sachgüter 
 
Im Geltungsbereich sind keine historischen Bauten, Fabrikgebäude o. ä., die 
gemäß § 2 Abs. 2 Ziff. 1 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
(DenkmSchG) als Baudenkmal gelten, vorhanden. 
 
Auswirkungen der Planung – zukünftiger Umweltzustand 
 
Auch mit der 1. Änderung bleibt die zukünftige Baufläche im Gesamtgebiet 
des Ursprungsbebauungsplanes unter der Erheblichkeitsschwelle des § 13a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB, die zulässigen 20.000 m² Grundfläche, einschließlich 
kumulierender Wirkung (Ursprungsplan plus 1. Änderung), werden beachtet. 
 
Die 1. Änderung ermöglicht im nördlichen Bereich anstelle der bisherigen Fest-
setzung einer Freifläche auf der verwilderten Fläche westlich der großen Halle 
nunmehr anteilig Wohnbebauung, womit hier die Versiegelungsrate ansteigt. 
Die Wohnbebauung soll im vorderen Grundstücksbereich an der Straße an-
geordnet werden, dafür wird das - räumlich knappe, aber ausreichend be-
messene - WA 1 mit GRZ 0,4 (Höchstmaß) festgesetzt. Im hinteren Grund-
stücksbereich sollen nur Nebenanlagen, Stellplätze o. ä. möglich sein, wes-
halb hier mit 0,2 eine entsprechend geringe GRZ festgesetzt. Entlang der süd-
lichen Grundstückgrenze wird der vorhandene Gehölzbestand, insoweit es 
sich um vitale standortgerechte Laubbäume und –sträucher handelt, erhal-
ten. Mittels ergänzender Bepflanzung mit Strauchgruppen und Bäumen soll 
hier eine dauerhafte und durchgängige lineare Grünzäsur entwickelt werden, 
die entsprechend in die Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgenommen 
wurde. So kann sichergestellt werden, dass ausreichend Freifläche verbleibt 
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um weiterhin dem Gestaltungsziel "Siedlungsgrünverbindung" aus dem Ur-
sprungsplan Folge leisten zu können. 
 
Im südlichen Bereich tritt die 1. Änderung mit der Festsetzung von Mischgebie-
ten mit GRZ von 0,3 und 0,4 hinter die Versiegelungsmöglichkeiten der Ur-
sprungsplanung zurück, die dort Dorfgebiete mit GRZ 0,5 festgesetzt hatte, die 
Versiegelungsrate wird verringert.  
  
Mit der Nachnutzung im nördlichen Bereich der 1. Änderung ist die Entfernung 
auf der Fläche noch befindlicher ruinöser Baureste, abgängiger Gehölze und 
die anschließende Gesamtgestaltung der Gebäude umgebenden Freiflä-
chen als Hausgarten zu erwarten. 
 
Wenn bei der Planung die Bauformen und Gebäudehöhen der Umgebung 
und erhaltenswerte, vitale Einzelgehölze berücksichtigt werden, ist eine Wie-
derbelebung des Standortes mit positiven Auswirkungen auf das Ortsbild zu 
erwarten. Die Durchgängigkeit der Wohnbebauung entlang des Friedhofwe-
ges wird gestärkt. Es wird hier aber auch weiterhin dem Ziel der Ursprungspla-
nung gefolgt, durch Erhalt/Ausbau und Neuanlage von Biotopstrukturen 
nachteiligen Umweltauswirkungen der neu ermöglichten Versiegelungen mit-
tels qualitativer Aufwertung und Durchgrünung sinnvoll entgegen zu wirken. 
 
Der Rechtsplan der 1. Änderung enthält für die Aufrechterhaltung/ Entwick-
lung der internen Grünstruktur sowie bzgl. der Kompensation der zu erwarten-
den Gehölzverluste entsprechende Festsetzungen: 
 
- Zur Anbindung des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 an die Siedlungs-

grünverbindung ist entlang der südlichen Grundstücksgrenze ein durch-
gängiger Gehölzstreifen zu entwickeln. Vorhandene vitale, standorthei-
mische Gehölze sind zu erhalten, standortfremde und invasive Arten sind 
zu entfernen und durch Neupflanzungen gemäß Artenliste zu ersetzen. 
Ein Überfahren der Anpflanzungsfläche im Sinne einer Grundstückszufahrt 
ist zulässig." 

- Eine Fläche von rd. 0,34 ha ist für die Durchführung von Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
vorgesehen. Auf der gesamten Fläche eines bisher als Wildacker genutz-
ten Standortes ist Mischwald in Anlehnung an die potenzielle natürliche 
Vegetation zu entwickeln. Die Fläche ist mit geeigneten Nadel- und 
Laubgehölzen zu bestocken, im Norden ist begleitend zum Forstweg ein 
geschwungener Waldrand/Waldmantel mit vorgelagerter Saumzone an-
zulegen."  

 
Hinsichtlich der Umweltsituation werden von der 1. Änderung keine negativen 
Folgen ausgehen. Der Standort ist seit langem intensiv genutzt, was bereits zu 
einer dauerhaften, teilweise vollständigen Überprägung der natürlichen Funk-
tionen des Naturhaushaltes und damit auch irreversiblen Veränderungen führ-
te. Erkennbar negative Auswirkungen auf den Naturpark Dübener Heide oder 
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das gleichnamige Landschaftsschutzgebiet gehen von der 1. Änderung - wie 
vom Ursprungsplan – auch wegen seines geringen Umfangs und der räumli-
chen Entfernung – nicht aus. Die Schutzziele betreffen den dortigen Wald und 
andere Grünbereiche, jedoch nicht innerörtliche Bauflächen. Empfindlichere 
Schutzansprüche und –gebiete von nationalem wie europäischen Rang (z. B. 
FFH-Gebiete) befinden sich nicht in relevanter Nähe. 
 
Hinsichtlich der Nutzung vorhandener Infrastruktur und bzgl. der Erhaltung von 
Ortslagen (Verhinderung der Zersplitterung, Stärkung im Bestand) wird die 
Standortwahl positiv bewertet. Als nachhaltig und ökologisch vorteilhaft ist 
grundsätzlich die hier gebotene Möglichkeit der Nutzung bestehender Er-
schließungen und die Revitalisierung einer industriellen Brachfläche anzuse-
hen. Dieses entspricht dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden gemäß 
§ 1a BauGB.  
 
5.4 Ver- und Entsorgung 
 
Bezüglich der Ver- und Entsorgungssituation wird zunächst auf die Inhalte des 
Ursprungsbebauungsplanes verwiesen. eine gesicherte Ver- und Entsorgung 
kann demnach über die in den angrenzenden öffentlichen Straßenräumen 
befindlichen Systeme abgesichert werden. Das Erfordernis und die Kapazitä-
ten der ggf. notwendigen Ver- und Entsorgungsanlagen sind vorhabens- und 
objektspezifisch zu ermitteln. 
 
Bei geplanten Maßnahmen soll eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und 
der Dimensionierung der Leitungszonen und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßen-, Wege- und Leitungsbau durch den Erschließungs-
träger erfolgen. 
 
Alle im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 1 "Angerstraße", 1. Änderung anfal-
lenden Abfälle aus privaten Haushaltungen sowie Abfälle zur Beseitigung aus 
anderen Herkunftsbereichen sind gemäß der Abfallentsorgungssatzung des 
Landkreises Wittenberg dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu über-
lassen. Die Entsorgung von Abfällen zur Verwertung (z. B. Metallabfälle, Ver-
packungsabfälle, Bauschutt und Bodenaushub u. a.), welche gemäß der Ab-
fallentsorgungssatzung nicht dem Landkreis Wittenberg zu überlassen sind so-
wie von gewerblichen Abfällen zur Beseitigung, die gemäß Satzung von der 
öffentlichen Abfallentsorgung ausgeschlossen sind, ist vom jeweiligen Abfall-
erzeuger selbst über zugelassene Entsorgungsunternehmen zu organisieren. 
 
In der Ortslage Radis wurde ein reines Schmutzwassernetz errichtet, so dass 
hier die Einleitung von Niederschlagswasser nicht vorgesehen ist. Hinsichtlich 
der Oberflächenwasserentsorgung sind im Bedarfsfall Abstimmungen mit der 
Stadt Kemberg zu führen. 
 
Das auf den Privatgrundstücken anfallende Oberflächenwasser ist demge-
mäß vorrangig am Ort zurückzuhalten und zu versickern. Ist dies auf Grund der 
Baugrundverhältnisse und der Grundstücksgegebenheiten nicht möglich, ist 
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die Ableitung von Niederschlagswasser über die Kanalisation zu führen. Die 
Einleitgebühren für die Ableitung von Niederschlagswasser privater Grund-
stücksflächen richten sich nach dem geltenden Satzungsrecht. Ebenso sind 
die Herstellungskosten für die Sicherung der Abflussverhältnisse des anfallen-
den Niederschlagswassers durch die Grundstückseigentümer zu tragen. 
 
Kontaminierter Bauschutt und Boden ist einer zugelassenen Entsorgung bzw. 
Verwertung zuzuführen. 
 
Verpackungsmaterialien sind nach der Verordnung über die Vermeidung von 
Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung - VerpackV) vom 21.08.1998 
(BGBl. I S. 2379), zuletzt geändert durch Artikel 1 der VO vom 17.07.2014 (BGBl. 
I S. 1061) einer Verwertung zuzuführen. Eine Ablagerung auf Hausmülldepo-
nien ist unzulässig. 
 
5.5 Brandschutz 
 
Geänderte Anforderungen hinsichtlich der brandschutzrelevanten Tatbe-
stände ergeben sich durch die vorliegende 1. Änderung nicht. Sie sind ent-
sprechend den Darstellungen in der Begründung zum Ursprungsbebauungs-
plan, wie bisher, im bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren zu be-
achten und entsprechend bei der Errichtung baulicher Anlagen im jeweiligen 
Umfang zu berücksichtigen. 
 
Vor Beginn von Baumaßnahmen ist für die brandschutztechnischen Anlagen 
das Einvernehmen mit dem zuständigen Brandschutzprüfer des Landkreises 
Wittenberg herzustellen. 
 
5.6 Immissionsschutz 
 
Ein wichtiger Planungsgrundsatz des Immissionsschutzrechtes für die Bauleit-
planung ist § 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG), wonach die 
für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen 
sind, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich und über-
wiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie sonstige schutzbedürftige 
Gebiete soweit wie möglich vermieden werden.  
 
Zum Ursprungsbebauungsplan wurde ein Schalltechnisches Gutachten2 durch 
den Planungsträger parallel zum Planverfahren beauftragt. Im Ergebnis des-
sen war es möglich, entsprechende Festsetzungen im Ursprungsbebauungs-
plan zum vorsorgenden Immissionsschutz zu treffen. Ausgehend von genann-
tem Gutachten wurden im Rahmen vorliegender 1. Änderung für die zu All-
gemeinen Wohngebieten geänderte Teilfläche zwei Lärmkarten erarbeitet. In 
diesen ist die Immissionssituation im Bereich des Plangebietes der 1. Änderung 
im Ergebnis der rechtskräftig gewordenen Festsetzungen des Ursprungsbe-

                                            
2 Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan "Angerstraße" der Gemeinde Radis vom 
07.05.2009, Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Garbsen 
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bauungsplanes dargestellt. Die Karten wurden auf der Grundlage des Gliede-
rungsmodells 1 berechnet, dessen Emissionsansätze im Schalltechnischen 
Gutachten zum Ursprungsbebauungsplan beschrieben wurden. Das Gliede-
rungsmodell 1 wurde Bestandteil des Ursprungsbebauungsplanes und ist da-
mit auch für die Festsetzungen im vorliegenden Geltungsbereich der 1. Ände-
rung verbindlich. 
 
Resultierend stehen der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes für den 
in Rede stehenden Bereich, mit Blick auf die nach Beiblatt 1 zu DIN 18005 
maßgeblichen Orientierungswerte bzw. die entsprechenden Immissionsricht-
werte nach 6.1 der TA-Lärm nichts entgegen. Die beiden Lärmkarten finden 
sich nachfolgend abgedruckt wiedergegeben. 
 
Für die im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes festgesetzten 
Mischgebiete resultiert ebenfalls keine Änderung der immissionsschutzrechtli-
chen Situation. 
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5.7 Baugrund 
 
Bezüglich der Baugrundverhältnisse wird auf die Inhalte der Begründung zum 
Ursprungsbebauungsplan verwiesen. Neue Erkenntnisse für den Geltungsbe-
reich der vorliegenden 1. Änderung besitzt die Stadt Kemberg nicht. 
 
5.8 Altlasten 
 
Hier wird auf die Ausführungen der Begründung zum Ursprungsbebauungs-
plan, welche sehr umfangreich sich mit der Altlasten- bzw. Ablagerungssitua-
tion am Ort auseinandersetzen, verwiesen. Neuere Informationen zum Sach-
verhalt liegen der Unteren Bodenschutzbehörde, wie nachfolgend benannt, 
vor. 
 
- Altlastenerkundung eines Teilgrundstückes des Werksgeländes der ehe-

maligen Landmaschinenbau Torgau GmbH, (LAMATOR) Angerstraße 10, 
06773 Radis vom Dezember 1994, Geotec 

- Bericht zur Historischen Erkundung mit schutzgutbezogener Erstbewer-
tung Objekt Grundwasserwiederanstieg Sachsen-Anhalt Raum Golpa-
Nord/Gröbern, Jens Leonhardt, 30.06.2005 

- Gefährdungsabschätzung zur Orientierenden Untersuchung (Wirkungs-
pfad Boden-Grundwasser) § 3 Folgen Grundwasserwiederanstieg Raum 
Golpa-Nord/Gröbern, Jens Leonhardt, 16.02.2007 

 
Im Rahmen der Erarbeitung dieser Gutachten wurden der Boden und das 
Grundwasser untersucht. Nach den Boden- und Grundwasseranalysen dieser 
Gutachten liegt keine Gefahr für Boden und Grundwasser vor. Auf Grundlage 
dieser Untersuchungen wurde der Standort Lamator aus dem Altlastverdacht 
entlassen (archiviert). 
 
5.9 Nachrichtliche Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange 
 
Die LMBV mbH sieht in ihrer Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB vom 17.06.2014 nachfolgende Maßnahmen als empfeh-
lenswert an: 
 
Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchung und der geplanten Tragwerkkon-
struktion sollen zur Einsicht gemäß § 110 bis 113 BbergG3 bei der LMBV mbH, 
Arbeitsgruppe Bergschadensmanagement/ Sperrbereiche eingereicht wer-
den. Daraus ableitbare Forderungen hinsichtlich einer Anpassungs- und Siche-
rungspflicht werden dem Antragsteller von der LMBV mbH zugestellt. 
 

                                            
3 Bundesberggesetz vom 13.08.1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 Absatz 
71 des Gesetzes vom 7.08.2013 (BGBl. I S. 3154) 
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In diesem Zusammenhang weist die LMBV mbH darauf hin, dass nach § 112 
BbergG der Anspruch auf Ersatz eines Bergschadens ausgeschlossen ist, wenn 
die §§ 110 bis 113 BbergG bei der Errichtung, Erweiterung und Änderung von 
Bauwerken nicht beachtet wurden/werden. 
 
 
6. FLÄCHENBILANZ 
 

Gesamtfläche der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes der Innenentwicklung "Angerstraße" 

 
0,66 ha 

 

 
100 % 

 
 

- Allgemeine Wohngebiete 

- Mischgebiete 

 

 

0,17 ha 

0,49 ha 
 

 

25,76 % 

74,24 % 
 

 
 
7. PLANVERWIRKLICHUNG 
 
7.1 Allgemeines Vorkaufsrecht 
 
Die Ausübung des allgemeinen Vorkaufsrechtes für Grundstücke im Plangel-
tungsbereich ist nicht vorgesehen. Im Übrigen wird das allgemeine Vorkaufs-
recht durch das Baugesetzbuch geregelt (§ 24 BauGB). 
 
7.2 Besonderes Vorkaufsrecht 
 
Die Sicherung des besonderen Vorkaufsrechtes durch Satzung (§ 25 BauGB) 
ist nicht beabsichtigt. 
 
7.3 Besondere Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens4 
 
Als besondere Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens kommen die 
Verfahren 

- der Umlegung, 
- der Grenzregelung oder 
- der Enteignung  

in Betracht. 
 
 
8. DER STADT KEMBERG VORAUSSICHTLICH ENTSTEHENDE KOSTEN 
 
Die Anlage von zusätzlichen Erschließungsanlagen ist gegenwärtig nicht vor-
gesehen. Somit entstehen Kosten lediglich für das vorliegende Planverfahren, 
da alle weiteren Leistungen, einschließlich der Herrichtung der Erschließungs-

                                            
4 Diese Maßnahmen kommen in Betracht, wenn eine vertragliche Regelung nicht zu errei-
chen ist. 
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anlagen, vom jeweiligen Vorhabenträger bzw. Grundstückseigentümer zu 
übernehmen sein werden. 
 
 
9. MASSNAHMEN ZUR VERWIRKLICHUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
 
Besondere soziale Härten, die durch diesen Plan ausgelöst werden, sind zurzeit 
nicht erkennbar. Soweit bei der Durchführung des Bebauungsplanes soziale 
Härten eintreten, wird die Stadt Kemberg im Rahmen ihrer Verpflichtungen 
bei der Lösung der sozialen Probleme behilflich sein. 
 
 
10. FINANZIERUNG DER VORGESEHENEN MASSNAHMEN 
 
Die Finanzierung der erforderlichen Maßnahmen zur Flächenentwicklung er-
folgt durch die Flächeneigentümer. Belastungen des städtischen Haushalts 
durch die vorliegende Bebauungsplanung resultieren zunächst absehbar 
nicht. Die vorhandene ortsübliche Erschließung des Gebietes erfordert ge-
genwärtig keinen weiteren Ausbaustandard. 
 
 
11. VERFAHRENSVERMERK 
 
Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung 

"Angerstraße" der Stadt Kemberg für den Ortsteil Radis hat gemäß § 3 (2) 

BauGB vom 05.05.2014 bis 06.06.2014 öffentlich ausgelegen. 

 

Sie wurde unter Behandlung/Berücksichtigung der zu dem Bauleitplanverfah-

ren eingegangenen Anregungen in der Sitzung am 06.03.2015 durch den 

Stadtrat der Stadt Kemberg als Begründung gebilligt. 

 
 
Kemberg, den 24.06.2015 
 
 
 
 
 
.............................................. 
(Bürgermeister) 
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